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imprimeries interrogées à ce propos à Milan, Varèse et environs n’avait entendu 
parler de cette publication!

En parlant de la situation européenne et du rôle de la Suisse, il m’a dit: «Je vou­
drais que la Suisse s’étendît de Sousak (frontière yougoslave) à la Méditerranée», 
c’est à dire sur toute la frontière terrestre de l’Italie.
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C O N S E I L  F É D É R A L  
Procès-verbal de la séance du 25 mai 1932

Secret

Hilfsorganisation für Kreditinstitute

Finanzdepartement. Mündlich

Der Vorsteher des Finanzdepartements erinnert daran, dass vor einigen Tagen 
im Bundeshaus, unter dem Vorsitz des Vorstehers des Volkswirtschaftsdeparte­
ments, eine Konferenz1 zur Besprechung wichtiger Wirtschaftsfragen stattfand, 
an der auch die Vorsteher des Politischen Departements und des Finanzdeparte­
ments, sowie Vertreter des Bankgewerbes und der Hotellerie teilnahmen. Bei die­
ser Konferenz wurde vom Präsidenten des Direktoriums der Nationalbank, Herrn 
Bachmann, auch die Frage der Schaffung einer Hülfsorganisation für die Schweiz. 
Kreditinstitute aufgeworfen2. Diese Frage wurde indessen nicht näher erörtert 
und es machte den Eindruck, als übten die Vertreter der Grossbanken eine ge­
wisse Zurückhaltung in dieser Richtung. Aber gerade dieses Problem ist heute 
äusserst dringlich geworden und es ist daher nicht verwunderlich, dass Herr 
Präsident Bachmann insistiert und in einem Schreiben vom 24. M ai3 neuerdings 
auf die Notwendigkeit einer Lösung hinweist. Er macht darin, nicht mit Unrecht, 
darauf aufmerksam, dass die Entscheidung über eine solche Hülfsaktion 
zunächst für Kreditinstitute wegen der Schweiz. Diskontbank in Genf4 äusserst 
dringlich sei. Bereits tue der weitersinkende Aktienkurs seine alarmierende Wir-

1. Cette conférence a eu lieu le 23 mai. Voir le Protokoll der interdepartementalen Konferenz zur 
Besprechung unserer wirtschaftlichen und finanziellen Beziehungen zu Deutschland (E 2001 (C) 
3/146).
2. Lors de la conférence, la proposition de Bachmann a été appuyée p a r M usy et par A. Dreyfuss, 
membre de la Direction générale de la Société de banque suisse. Le directeur de l ’Union suisse 
des paysans, E .Laur, l ’a en revanche critiquée: [...] Ich bin sehr überrascht vom Projekt des 
Herrn Bachmann. Schon das Wort «Hilfsgenossenschaft» ist unangenehm. Es ist eine Hilfe für 
die Banken. Das liegt uns etwas ferner. Cf. le Protokoll.... déjà c ité {E 2001 (C) 3/146).
3. Non retrouvé.
4. La Banque d ’escompte était issue de la fusion, en août 1931, entre l ’Union financière de Ge­
nève et le Comptoir d ’escompte de Genève. Cette dernière banque avait été ébranlée p a r  la ferm e-
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kung, vor allem auf dem Platze Genf. Auf der ändern Seite hätten die in St. Gallen 
versammelten Kantonalbanken nachträglich Auskunft gewünscht, welche Abzah­
lung auf ihren Depositengeldern Ende Mai von der Diskontbank geleistet werde. 
Aus jüngsten Mitteilungen der Direktion dieser Bank gehe hervor, dass weitaus 
der grösste Teil der fälligen Gelder fortdauernd abgezogen wird und es sei un­
erlässlich, dass die diesem Bankinstitut bisher gewährten Kredite weiter in vollem 
Umfange aufrechterhalten bleiben. Dazu versagen aber die Grossbanken katego­
risch die Zustimmung, indem sie darauf verweisen, dass bei der heutigen Lage der 
Bank die andauernde Befriedigung einzelner Gläubiger zum Schaden der ändern 
einen rechtswidrigen Zustand schaffe. Herr Bachmann stellt mit Bedauern fest, 
dass alle Versuche, eine ausreichende Hülfsaktion für die Schweiz. Diskontbank 
allein zu schaffen, erfolglos blieben. Die Grossbanken verweigern weitere Kredite 
und die Nationalbank könne sie, angesichts der eigenen starken Belastung durch 
Auslandsaktive, die diese Banken haben, dazu nicht nötigen; bekanntlich versage 
der Kanton Genf die Hülfe und der Bund selbst kann über die bereits hergegebe­
nen 28,25 Millionen Franken nicht hinausgehen. Unter diesen Umständen bleibt 
nach Ansicht des Präsidenten des Direktoriums der Nationalbank nur noch ein 
Weg übrig und das sei eben derjenige einer Hülfsaktion zur Mobilisierung der 
Auslandsguthaben im Interesse der Gesamtwirtschaft. Diese Lösung müsse nun 
tatkräftig und mit grösster Beschleunigung angestrebt werden, wenn nicht m an­
gels jeder anderen Hülfe die Diskontbank auf Monatsende zum Schalterschluss 
gezwungen werden solle. Die Möglichkeit eines solchen Schalterschlusses erfülle 
die Leitung der Nationalbank mit der allergrössten Sorge wegen der Konsequen­
zen, die daraus zunächst für den Platz Genf, dann aber auch für andere Bankplät­
ze entstehen würden. Die Ereignisse des letzten Jahres5 seien lehrreich; gegenwär­
tig aber seien die Verhältnisse im Inland wie im Ausland noch viel ungünstiger, 
die Aktienkurse der Banken seien seither ständig gefallen und es müsse zugege­
ben werden, dass der Tiefpunkt noch nicht erreicht ist. Auch dürfe das psycholo­
gische Moment nicht ausser Acht gelassen werden und es sei nicht vorher zu

ture de la Banque de Genève en ju illet 1931; la Banque nationale et le Département fédéral des 
finances étaient alors intervenus afin d ’en éviter la faillite . Cf. les procès-verbaux des séances du 
Conseil fédéra l consacrés à cette question, surtout celui du 7 août 1931 (E 1004 1/329). Cf.aussi 
E 6100 (A) Archiv-Nr. 339.

Lors de la conférence déjà évoquée du 23 mai, M usy avait déclaré:... die Banque d’Escompte 
hat 200 Millionen Guthaben im Ausland eingefroren. Kommt das deutsche Moratorium, so ist sie 
völlig illiquid. Aber auch andere Banken werden Schwierigkeiten haben. Infolgedessen kamen wir 
auf die Idee, eine Institution auf breiterer Basis zu gründen, so, wie sie von Herrn Prof. Bachmann
entwickelt wurde.

[ . ..]  Cf. Protokoll... déjà cité  (E 2001 (C) 3/146).
5. Allusion à l ’affaire de la Banque de Genève. En ju illet 1931, cette banque privée mais soumise 
à la surveillance du canton, avait dû suspendre ses paiements. Le conseiller d ’E ta t radical A. Mo- 
riaud, qui représentait l ’E tat au Conseil d ’administration de la banque avait dû démissionner. En 

janvier 1932 un concordat était intervenu entre la banque et l ’E tat de Genève.
Sur cette affaire, cf. les procès-verbaux des séances du Conseil fédéral des 7 et 17 ju illet 1931 

(E 1004 1/329), 16, 17 et 27  novembre 1931 (E 1004 1/331 ) et 29 février 1932 {E 1004 1/332 a). 
Cf. aussi E 6100 (A), Archiv-Nr. 338.
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sehen, welche politischen Folgen ein neuer Bankkrach in Genf selbst und viel­
leicht hierauf auch noch anderwärts zeitigen könnte.

Der Vorsteher des Finanzdepartements teilt die Befürchtungen des Präsidenten 
des Direktoriums der Nationalbank vollständig. Eine umfassende Hülfsaktion für 
diejenigen Kreditinstitute, deren Guthaben im Auslande eingefroren sind, ist eine 
dringende Notwendigkeit. Zu diesem Zweck müssten bedeutende Summen bereit 
gestellt werden, die zunächst durch ein Aktienkapital zu beschaffen wären, das 
dann noch durch ein Obligationenkapital zu ergänzen wäre. Es wurde zuerst von 
einem Aktienkapital von zirka 50 Millionen Franken gesprochen, zu dem dann 
noch ein Obligationenkapital hinzu käme. Doch scheint ein Aktienkapital von 50 
Millionen Franken zu niedrig bemessen zu sein und es wurde auch schon von 
einer Summe von 150 bis 200 Millionen gesprochen, die wohl das Richtige sein 
dürfte. Das Aktienkapital müsste von den Grossbanken bereit gestellt werden, die 
ja ein Hauptinteresse an der Einrichtung haben. Der Bund würde sich an dieser 
Aktienkapitalzeichnung nicht beteiligen, hätte hingegen die Garantie zu überneh­
men für die vom neuen Institut heraus zu gebenden Obligationen. Die Verwaltung 
der Anstalt müsste der Nationalbank übertragen werden, damit die Eidgenossen­
schaft durch sie eine genaue Kontrolle über die Finanzoperationen und die Ge­
schäftsgebarung hätte.

Die Grossbanken besammein sich heute nachmittag und müssen dann bereits 
einen grundsätzlichen Entscheid in der Frage der Schaffung einer Hülfsorganisa- 
tion im obigen Sinne treffen. Es ist daher unerlässlich, dass der Bundesrat jetzt 
schon grundsätzlich Beschluss fasse über seine Stellungsnahme in dieser Angele­
genheit. Der Vorsteher des Finanzdepartements bittet daher um die Ermächti­
gung zur Mitteilung an den Präsidenten des Direktoriums der Nationalbank, dass 
der Bundesrat einer Hülfsaktion im soeben angedeuteten Sinne grundsätzlich zu­
stimme. Selbstverständlich ist ein endgültiger Entscheid der Bundesversammlung 
vorzubehalten. Sollte die Schaffung einer derartigen Hülfsorganisation nicht 
möglich sein, so steuern wir mit Sicherheit einer Katastrophe entgegen.

Herr Bundesrat Schulthess hält die Lage ebenfalls für sehr ernst. Aber bevor 
der Bundesart Beschluss fassen kann, sollte er im Besitze der genauen Vorschläge 
der Banken sein. Grundsätzlich ist er bereit, auf die Angelegenheit näher einzutre­
ten, sobald das Projekt der Banken vorliegt. Am Aktienkapital der neuen Hülfs­
organisation sollten sich aber nicht nur sämtliche Grossbanken, sondern auch die 
Mittelbanken und die Kantonalbanken beteiligen.

Herr Präsident Motta hält es für unerlässlich, dass bereits heute grundsätzlich 
beschlossen werde, der Bundesrat wolle der Idee näher treten, da nur unter dieser 
Bedingung eine Katastrophe in Genf aufgehalten werden kann. Geschieht dies 
nicht, so können unabsehbare Folgen entstehen. Auch Redner ist der Ansicht, 
dass ein Aktienkapital von 50 Millionen Franken nicht genügen dürfte und die 
Hülfsaktion auf breitester Basis durchgeführt werden müsse.

Herr Häberlin ist der Ansicht, dass die wichtigste Frage die ist, ob durch die 
vorgesehene Hülfsaktion das Vertrauen erhalten, bzw. wieder aufgerichtet werden 
kann. Es geht hier aufs Ganze. Die Zeiten sind schwer und verlangen die Anspan­
nung aller Kräfte. Obgleich es Redner nicht leicht fällt, sich heute schon zu bin-
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den, ist er der Überzeugung, dass es nötig ist, heute einen Beschluss in positivem 
Sinne zu fassen. Deshalb stimmt er im Grundsätze dem Antrage des Finanzde­
partements zu, der Bundesrat solle sich bereit erklären, an der Errichtung einer 
Hülfsorganisation, insbesondere im Hinblick auf die im Auslande eingefrorenen 
Bankguthaben mitzuwirken. Selbstverständlich wird die Bundesversammlung das 
endgültige Wort zu sprechen haben. Es ist jedoch nicht daran zu zweifeln, dass 
das Parlament das nötige Verständnis für die Lage und für die zu ergreifenden 
Massnahmen aufbringen wird. Es ist kaum anzunehmen, dass die Angelegenheit 
schon in der nächsten Junisession vor die Räte kommen kann. Anderseits wird 
aber zu gegebener Zeit eine Beschlussfassung dringlich sein, sodass mit der Ein­
berufung einer ausserordentlichen Session zu rechnen sein dürfte. Dies könnte 
aber leicht Beunruhigung schaffen; daher sollte geprüft werden, ob nicht eine sol­
che Session einberufen werden könnte zur Weiterbehandlung anderer gewöhnli­
cher Geschäfte, wie z.B. bereits vor den Räten liegender Gesetzesvorlagen, wobei 
dann auch die Beschlussfassung über die Errichtung der Kreditorganisation und 
vielleicht noch über andere, durch die Weltwirtschaftskrisis bedingte Massnah­
men «mehr so nebenbei» erfolgen würde.

Herr Pilet-Golaz sieht den Bundesrat vor eine wichtige Entscheidung gestellt. 
Würde es sich lediglich darum handeln, auf einem Umwege der Diskontbank in 
Genf neuerdings beizustehen, so würde er eine solche Massnahme ablehnen. 
Doch geht es um mehr. Durch die in Aussicht genommene Einrichtung will der 
Gesamtheit unserer Banken und auch unserer Wirtschaft geholfen werden. Wir 
wissen nicht, was noch kommen kann und müssen beizeiten Vorkehren treffen, 
damit wir im Augenblicke der Gefahr gewappnet sind. Seien wir aber nicht zu 
optimistisch: Ein Aktienkapital von 50 bis 100 Millionen dürfte kaum genügen; 
es werden wohl an die 200 Millionen nötig sein. Was das formelle Vorgehen anbe­
langt, so besteht kein Zweifel darüber, dass die Entscheidung letztinstanzlich bei 
der Bundesversammlung liegt. Es wäre sicherlich wünschbar, jetzt schon im Sinne 
der Ausführungen des Herrn Häberlin eine Zwischensession der eidg. Räte im Juli 
oder August vorzusehen; doch dürfte es schwierig sein, einen ändern plausiblen 
Grund hierfür zu finden als den eigentlichen Grund, den wir eben lieber nicht an­
geben möchten.

Herr Minger bedauert, dass er heute noch keinen Entschluss fassen kann und 
sich daher dem Antrage des Finanzdepartements gegenüber eher ablehnend ver­
halten muss. Die Sache ist wichtig und verlangt Überlegung. Einzig wegen der 
Genfer Banken könnte er sich zu einem weiteren Opfer nicht entschliessen. Bevor 
der Bundesrat irgendwie beschliesst, sollte er die Meinung der Finanzkommissio­
nen der eidg. Räte oder der Fraktionspräsidentenkonferenz einholen.

Herr Meyer ist der Überzeugung, dass die Katastrophe vor der Türe steht. Ge­
wiss wird man es in weiten Kreisen nicht verstehen, dass der Bund mit einer 
Garantie einspringen muss, nachdem die Grossbanken grosse Gelder zur Verfü­
gung haben, die gegenwärtig brachliegen und keinen Zins abtragen. Doch würde 
ein Schalterschluss der Diskontobank in Genf heute zu einem Landesunglück 
führen; es wäre zu befürchten, dass dann alles Vertrauen in das Schweiz. Fi­
nanzwesen plötzlich verlorenginge, was eine Bedrohung der wirtschaftlichen Exi-
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stenz der Schweiz bedeutete. Eine Rettungsaktion ausschliesslich für die Diskon­
tobank in Genf ist ausgeschlossen. Es kann nur die Gründung einer Hülfsorgani- 
sation im Sinne der Ausführungen des Finanzdepartements in Frage kommen. 
Doch müsste das Aktienkapital wenn möglich mindestens 200 Millionen Franken 
betragen. Deshalb stimmt Redner dem Antrage dieses Departements zu um grös­
seren Schaden zu vermeiden. Angesichts des Ernstes der Lage und der unerfreuli­
chen Aussichten die bestehen, kann man sich fragen, ob der Augenblick nicht ge­
kommen ist, wo dem Bundesrat neue ausserordentliche Vollmachten einzuräu­
men wären. Vielleicht böte sich bei Behandlung der kommenden Vorlage bezüg­
lich der Hülfsorganisation für Kreditinstitute in der Bundesversammlung Gele­
genheit, auch die Frage der Erweiterung der bundesrätlichen Vollmachten näher 
zu erörtern.

Herr Präsident M otta  stellt fest, dass ausser Herrn Minger, der noch einige 
Hemmungen hat, sämtliche Mitglieder des Bundesrates der Errichtung einer 
Hülfsorganisation grundsätzlich zustimmen. Er betont nochmals, dass die Sache 
sehr dringlich ist und unsere Verantwortung im Falle einer Ablehnung des Gedan­
kens sehr gross wäre. Sollte z.B. die Banque d’Escompte in Genf und nachher 
auch noch die dortige Banque de Crédit et de D épôts6 ihre Schalter schliessen, so 
würde in Genf die revolutionäre Stimmung obenaufkommen. Das wäre gewiss 
nicht ohne Einfluss auf die Lage auch anderer Schweiz. Banken, so namentlich 
der Schweiz. Volksbank7, wo wir einen Krach unter allen Umständen verhindern 
müssen. D araus ergibt sich, dass die Lage Genfs absolut solidarisch ist mit derje­
nigen der übrigen Schweiz. Darüber, dass der Bund das Obligationenkapital der 
Hülfsorganisation nur auf Grund eines Beschlusses der Bundesversammlung 
garantieren könnte, besteht kein Zweifel. Das Aktienkapital wird wohl 200 Mil­
lionen Franken und nicht weniger betragen müssen. Redner wäre Herrn Minger 
dankbar, wenn er seine Opposition aufgeben und mit den übrigen Mitgliedern des 
Rates dem Antrage des Finanzdepartementes zustimmen wollte. Eine Befragung 
der Finanzkommissionen der Räte dürfte kaum angezeigt erscheinen; richtiger 
wäre wohl die Befragung der Parteiführer. Doch ist der Moment hierfür noch 
nicht gekommen.

Herr Minger erklärt, dass er sich dem Antrage des Finanzdepartements nicht 
länger widersetzen wolle. Er selbst sei nicht Fachmann in diesen Dingen und stelle 
auf die Ausführungen der Kollegen, insbesondere des Chefs des Finanzdeparte­
ments und des Vorstehers des Departements des Innern ab.

Herr Schulthess glaubt, es wäre besser, wenn der Bundesrat nicht bestimmen 
würde, die Verwaltung des zu schaffenden Institutes solle durch die Nationalbank

6. La Banque de dépôts et de crédit, qui avait fa it  partie du groupe de l ’Union financière genevoi­
se, n ’avait pas participé à la fusion de sa banque-mère avec le Comptoir d ’escompte. Elle avait 
néanmoins souscrit 10 millions du capital-actions de la nouvelle Banque d ’escompte, dont 5 mil­
lions lui avaient été prêtés p a r la Confédération. C f  PVCF du 7 août 1931 (E 1004 1/329). Cf. 
aussi n.4 ci-dessus.
7. Sur les difficultés de la Banque populaire suisse cf. surtout les fonds du Département des 
Finances, E 6100 (A), Archiv-Nr. 602-604. Cf. aussi les procès-verbaux du Conseil fédéra l du 27  
novembre et du 29 décembre 1931 (E 1004 1/331).
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besorgt werden; dadurch würde der Eindruck einer allzu engen Verbindung der 
Hülfsorganisation mit dem Staate erweckt. Man könnte eher von einem Gestions­
vertrage reden. Bevor Gewissheit darüber besteht, dass die Banken die 200 Millio­
nen Aktiensumme aufbringen wollen, hat es keinen Sinn, die Finanzkommissio­
nen oder die Fraktionspräsidenten der eidg. Räte zu begrüssen. Jetzt heisst es 
handeln; der Bundesrat darf vor der Verantwortung nicht zurückschrecken.

Der Vorsteher des Finanzdepartements hat den Entwurf zu einem Brief an 
Herrn Bachmann aufgesetzt, dessen Wortlaut er dem Rate zur Genehmigung vor­
legt. Das Entwurfschreiben lautet folgendermassen:

«Le Conseil fédéral s’est occupé hier matin de la question des avoirs suisses 
congelés à l’étranger. Après avoir entendu un exposé détaillé du chef du Départe­
ment des finances, le Conseil fédéral a décidé en principe de proposer aux Cham­
bres fédérales la participation de la Confédération à la création d’un institut finan­
cier puissant, destiné spécialement à la mobilisation et à la reprise des avoirs suis­
ses congelés à l’étranger.

La Confédération ne participerait pas à la constitution du capital-actions de 
l’entreprise, celui-ci devant être fourni exclusivement par les banques, trusts, indu­
stries, etc. intéressés directement ou indirectement à la création de cette société.

Par contre, la Confédération donnerait s? garantie aux obligations qui seraient 
émises pour financer cette entreprise. Il est bien entendu qu’il ne saurait être 
question, comme cela fut le cas précédemment pour la Caisse de prêts8, de confé­
rer à cet institut la faculté d’émettre des billets de banque.

Cet institut ne remplira le rôle important que les circonstances pourraient éven­
tuellement lui imposer qu’à la condition qu’il dispose de moyens financiers très 
puissants. Pour ce motif, le Conseil fédéral envisage qu’un capital-actions impor­
tant lui est indispensable. Il estime que le chiffre déjà articulé: 150 à 200 millions 
serait indiqué. Il va de soi que le chiffre des obligations devrait être aussi considé­
rable. Il atteindrait nécessairement plusieurs centaines de millions. Le chiffre-ini­
tial du capital-actions et des obligations pourrait être modifié dans la suite pour 
être élevé dans toute la mesure nécessaire. L’activité principale de la banque con­
sisterait à escompter ou à reprendre les actifs congelés des établissements (ban­
ques, trusts, industries, etc.) qui désireraient les réaliser. Cet institut pourrait éga­
lement servir de cliring [sic] et remplir dans le domaine des compensations les 
autres fonctions financières qui pourraient lui être confiées.

La banque nationale serait chargée de la gestion de cette institution qui serait 
pourvue d’un conseil d’administration, éventuellement d’un comité de direction 
où la Confédération serait naturellement représentée.

Les modalités, chiffre du capital, chiffre des obligations, ainsi que tous les 
autres points importants seront discutés dès que le Conseil fédéral sera en posses­
sion d’un projet définitif.

Etant donné que le département des finances est extrêmement chargé, je vous

8 . La Caisse de prê ts  de la Confédération avait é té  instaurée en septem bre 1914 et avait cessé ses 
activités en 1924. Cf. arrê té  du Conseil fé d é ra l du 9 septem bre 1914 (R O , 1914, vol.30, 
pp. 4 7 5 -4 8 0 ).
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serais très reconnaissant d’étudier avec une commission d’experts le projet que je 
suis prêt à discuter avec vous et vos collaborateurs, dès qu’un avant-projet aura 
été élaboré.

Si, malgré l’importance capitale de la décision qu’il a prise, le Conseil fédéral 
s’y est résigné, c’est en raison des difficultés dont nous nous sommes si souvent 
entretenus et que j ’ai, hier, par le détail, exposé au Conseil fédéral. Vous savez 
que je tiens à ce que la banque nationale soit chargée de la gestion de cette institu­
tion. C’est un sacrifice que je vous demande. Je vous prie de vous y résigner, 
parce que j ’estime, pour les raisons que vous comprendrez et sur lesquelles je re­
viendrai à l’occasion de notre prochaine entrevue, que ceci est absolument indis­
pensable.

Je vous suis reconnaissant d’avance pour le grand service que vous allez rendre 
au pays et vous prie d’agréer l’assurance de mes sentiments les meilleurs.»

Der Rat ist mit diesem Entwurfschreiben einverstanden und stimmt im übrigen 
den Ausführungen des Vorstehers des Finanzdepartements zu9.

9. Le 24 juin suivant, le Conseil fédéra l adresse à l'Assemblée fédérale un message concernant la 
création d ’une Caisse fédérale de prêts. (FF, 1932, II, pp. 156-170). La Caisse est instituée p a r  
arrêté fédéral du 8 ju illet 1932 (RO, 1932, vol.48, p p .349-354). Cf. aussi RG, 1932, p .410.
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C O N S E I L  F É D É R A L  
Procès-verbal de la séance du 25 mai 1932

881. Abkommen mit Frankreich betreffend Arbeitslosenunterstützung

Politisches Departement. Antrag vom 23. Mai 1932

Aufgrund von Artikel 11, Absatz 2, des Bundesgesetzes über die Beitragslei­
stung an die Arbeitslosenversicherung1 sind mit zahlreichen Ländern Abkommen 
über die Gleichbehandlung der beiderseitigen Staatsangehörigen geschlossen wor­
den. Frankreich ist der einzige Nachbarstaat, mit dem ein solches Abkommen 
noch nicht besteht, was sich daraus erklärt, dass in diesem Lande die Arbeits­
losenunterstützung bis vor kurzem nicht ausgebaut war.

Infolge der allgemeinen Wirtschaftskrise, die auch in Frankreich die Zahl der 
Arbeitslosen rasch anschwellen liess, sah sich die französische Regierung im ver­
gangenen Jahre gezwungen, ebenfalls eine Arbeitslosenhilfe einzuführen durch 
Subventionierung der vorhandenen freiwilligen Versicherungskassen und direkte 
Unterstützung der Arbeitslosen aus den mit öffentlichen Mitteln gebildeten Un­
terstützungsfonds. Wenn auch die französischen Leistungen den schweizerischen

1. Loi du 17 octobre 1924 (RO, 1925, vol. 41, pp.239ss.).
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